
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 09.01.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/611-1/2024/56 

Vorlage: 043/2025/0005 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

11.02.2025 3.3 Öff.    

Stadtrat Nierstein 11.03.2025 18.3 Öff.    

 
    

 
Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Spiegelbergstraße; Flur 16, Flurstück 648 
Fristende: 13.02.2025 
Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Wohnhaus 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB und 
stimmt der Befreiung gemäß § 31 BauGB von den gestalterischen Festsetzungen des Bebauungspla-
nes „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zur: 

• Dachform und Dachneigung von Gauben, 

• maximal zulässigen Breite von Gauben, 

• Mindestbreite des Dachüberstands von Gauben an Ortgang und Traufe zu. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Rech)  (Crosland)     
Sachbearbeiterin  Stv.Fachbereichslei-

ter 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht 
identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der 
Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das zuständige Gre-
mium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, verbunden mit Aufla-
gen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechts-
verkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 13.02.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Gebäude zur  
Nutzung des Spitzbodens als Wohnraum.  
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes (§ 30 
BauGB) mit Bezeichnung „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“. Zur Verwirklichung der Planung 
sind Befreiungen von folgenden Festsetzungen des Bebauungsplans erforderlich. 
 
• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen   
 
Maximale Breite, Dachform, Dachneigung und Dachüberstand von Gauben 
Zulässig: Dachgauben sind nur als Einzelgauben mit einer Breite bis max. 2,00 m zulässig. Die 

Gesamtbreite der Gauben darf max. 1/3 der Trauflänge nicht überschreiten. 
Die Dachform der Gauben muss dem Hauptdach (Satteldach) entsprechend.  
Die Dachneigung ist gleich oder steiler als die Dachneigung des Hauptdaches (45°) 
herzustellen. 
Gauben müssen einen Dachüberstand von mindestens 20 cm an Traufe und Ortgang 
ausbilden. 

Geplant: Einzelgaube mit einer Breite von 8,36 m bei einer Trauflänge von 11,55 m, d.h. über 
72% oder rund ¾ der zugehörigen Trauflänge. 
Gaube mit Flachdach mit 3° Dachneigung 
Gaube ohne Dachüberstand an Traufe und Ortgang. 

Befreiungsanträge zu Festsetzungen des Bebauungsplanes unterliegen der Einzelfallentscheidung. 
Der vorliegende Abweichungsantrag kann einen negativen Vorbildcharakter entwickeln und beein-
trächtigt so die Gestaltungsziele, die den ursprünglichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Ross-
berg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zugrunde lagen. 
Seitens der Stadt Nierstein ist im Rahmen der Abwägung zu entscheiden, ob der Nutzen der Möglich-
keit zur Nachverdichtung im Bestand und zur kostengünstigen Schaffung von zusätzlichem Wohn-
raum innerhalb der bereits bebauten Ortslage den zu erwartenden städtebaulichen und gestalteri-
schen Schaden durch die Abweichung von den Festsetzungen zur Gestaltung von Dachgauben über-
wiegt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen bauplanungsrechtliche Bedenken aufgrund der zu erwartenden 
Vorbildwirkung für weitere Vorhaben.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
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Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
  
 
 


